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Entsprechend der gegenwärtigen 
Haupttendenz der geselFschaftli- 
chen Entwicklung in Lateiname­
rika vollzog sich in den 80er Jah­
ren auch in Kolumbien ein bedeu­
tender Aufschwung der Volksbe­
wegung im Kampf für Frieden, 
Demokratie, nationale Unabhän­
gigkeit und sozialen Fortschritt. 
Die wachsende Einheit und Reife 
der linken und demokratischen 
Kräfte zeigt sich im Zusammen­
schluß der Gewerkschaftsorgani­
sationen in der „Einheitszentrale 
der Werktätigen" (CUT), in der 
Formierung von Koordinierungs­
gruppen der Bürger- und Kom­
munalbewegung sowie in der 
Gründung neuer Organisationen 
der Bauern, der Jugend und Stu­
denten, der Frauen und der india­
nischen Bevölkerung.
Eine der wichtigsten Errungen­
schaften dieses Prozesses ist die 
Ende 1985 auf Initiative der Ko­
lumbianischen Kommunistischen 
Partei (KKP) und der ihr naheste­
henden Partisanenorganisation 
„Revolutionäre Streitkräfte Ko­
lumbiens" (FARC) gegründete

In dieser angespannten und wi­
dersprüchlichen Etappe der inne­
ren Entwicklung Kolumbiens fand 
im Dezember 1988 der 15. Partei­
tag der KKP in der l-lauptstadt 
Bogota statt. Das höchste Forum 
der kolumbianischen Kommuni­
sten analysierte die internatio­
nale und nationale Entwicklung 
seit dem 14. Parteitag 1984 und 
die aus veränderten Kampfbedin­
gungen entstandenen neuen An-

„Patriotische Union" (UP). Mit ihr 
entstand erstmals eine organi­
sierte breite Bewegung unter­
schiedlicher Kräfte, die für einen 
politischen Ausweg aus dem 
jahrzehntelangen inneren Kon­
flikt und für die Überwindung des 
überlebten traditionellen bürger­
lichen Herrschaftssystems von 
Konservativen und Liberalen ein- 
treten. Bei den Parlaments- und 
Gemeindewahlen 1986 bzw. 1988 
erkämpfte die UP erste bedeu­
tende Positionen im gesellschaft­
lichen Leben und leistete nach 
Einschätzung der KKP einen 
wichtigen Beitrag, um „die Links­
kräfte aus dem politischen Ab­
seits zurückzuholen".
Auf die Erfolge der Massenbewe­
gung und die zunehmende Be­
reitschaft zur Verständigung der 
demokratischen und patrioti­
schen Kräfte antwortete die Re­
aktion mit einem erneuten Mord- 
und Terrorfeldzug, der die innen­
politische Klassenauseinander­
setzung außerordentlich ver­
schärfte und die Kampfbedingun­
gen veränderte.

forderungen an die Strategie und 
Taktik der Partei, im Mittelpunkt 
der Diskussion stand die Haltung 
der Kommunisten zur neuen 
Welle der Gewalt, die das süd­
amerikanische Land seit 1987 er­
schüttert.
In Kolumbien wird seit über 40 
Jahren ein bewaffneter Konflikt 
ausgetragen, der nach Auffas­
sung der Kommunisten seine tie­
fen Ursachen in den sozialökono­

mischen und politischen Verhält­
nissen hat. Die einheimische Oli­
garchie versucht vergeblich, die 
sozialen Forderungen und 
Kämpfe des kolumbianischen 
Volkes gewaltsam zu unterdrük- 
ken. Während eines blutigen Bür­
gerkrieges zwischen Konservati­
ven und Liberalen und angesichts 
der Angriffe reaktionärer Todes­
schwadronen und Militärs insbe­
sondere gegen die Landbevölke­
rung riefen die Kommunisten 
Ende der 40er Jahre die Werktäti­
gen zur bewaffneten Selbstvertei­
digung auf. Aus den damals ent­
standenen Selbstverteidigungs­
organen der Bauern ging 1964 die 
Partisanenorganisation FARC 
hervor. Unter dem Einfluß der ku­
banischen Revolution formierten 
sich in den 60er und 70er Jahren 
weitere Partisanenverbände.
Die Entwicklung des inneren 
Kräfteverhältnisses ließ in den 
realistisch denkenden Kreisen 
der kolumbianischen Bourgeoisie 
die Erkenntnis reifen, daß der 
Konflikt nicht militärisch zu lösen 
sei und alle Versuche in dieser 
Richtung nur zur Verschärfung 
der Konfrontation führen. 1984 
schloß die damalige Regierung 
unter Staatspräsident Betancur 
mit der FARC und anderen Orga­
nisationen ein Waffenstillstands­
abkommen, das eine legale Teil­
nahme der Partisanen am politi­
schen und gesellschaftlichen Le­
ben und Reformen in Aussicht 
gestellt hatte.
Nach Einschätzung der KKP ha­
ben die heute regierenden Kreise 
unter dem Druck der, einheimi­
schen Oligarchie und des Impe-
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